
In der Debatte erinnerte Natio-
nalrat Werner Salzmann (SVP,
BE) den Landwirtschaftsminis-
ter Johann Schneider-Ammann
daran, dass er am 7. März im Par-
lament gesagt hatte, der Brutto-
selbstversorgungsgrad solle in
Zukunft 60% betragen. Jetzt
aber, mit der Gesamtschau des
Bundesrates, wolle er sich offen-
bar mit 52 bis 55% zufrieden ge-
ben. Laut Walter Müller (FDP,
SG) wird immer wieder verges-
sen, dass dank der flankierenden
Massnahmen die Löhne den bes-
ten Grenzschutz geniessen. Alice
Glauser-Zufferey (SVP, VD) er-
klärte, dass die einheimischen
Lebensmittel immer teurer sein
würden als die importierte Kon-
kurrenz, da die Schweiz eine In-
sel der hohen Preise und der ho-
hen Löhne sei. Stefan Müller-

GRENZSCHUTZ: Die sogenannte Gesamtschau des Bundesrats erfuhr harte Kritik

Diese Woche ergriffen vie-
le Parlamentarier für die
Sache der Bauern das
Wort. Wir zitieren einige
bemerkenswerte Voten.
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Altermatt (CVP, SO) ist sich si-
cher: «Ein Verschwinden von
1300 Betrieben pro Jahr kann in
Regionen wie dem Thal oder dem
Emmental nicht sozialverträglich
sein.» Sein Parteikollege Jakob
Büchler (SG) erinnerte an die
Rolle der Bauern in ländlichen
Regionen: «Hat der Bauer Geld,
hat die ganze Welt!» Für Jacques
Nicolet (SVP, VD) stösst der
Bundesrat die Schweizer Bau-
ernfamilien in eine Wand, denn
die Agrarstrukturen in der
Schweiz verhinderten, dass die

Bauern mithalten könnten. Erich
von Siebenthal (SVP, BE) erklär-
te dazu: «Die Strategie der Grös-
se hat klare Grenzen und führt
zum Kollaps der bäuerlichen Fa-
milienbetriebe.» Heinz Siegen-
thaler (BDP, BE) verteidigte den
Grenzschutz: «Wir brauchen In-
strumente, die uns vor den schäd-
lichen Auswirkungen des schran-
kenlosen Handels mit Lebens-
mitteln schützen.» Hansjörg
Knecht (SVP, AG) ergänzte, ein
Ende des Grenzschutzes könnte
für das Schweizer Getreide ver-

heerend sein. Christine Bulliard
Marbach (CVP, FR) sagte dazu,
es gebe gar keine Notwendig-
keit, die Grenzen zu öffnen, in
der WTO sei alles blockiert.
Markus Hausammann (SVP,
TG) kritisierte: «Wann begreift
der Bundesrat endlich, dass die
Globalisierung des Agrarsektors
die Bauernfamilien in aller Welt
ins Hamsterrad drängt?» Maya
Graf (Grüne, BL) bemängelte,
dass für den Bundesrat die Land-
wirtschaft nur noch eine Ver-
handlungsmasse zugunsten der

Industrie und der Banken sei.
Andreas Aebi (SVP, BE) erin-
nerte daran, dass in Südamerika
die Rinder bis ins Alter von zwei
Jahren fünfzehnmal mit Wachs-
tumsförderern gespritzt würden.
Leo Müller (CVP, LU) sagte:
«Jene Betriebe, die keine oder
nur geringe Reserven haben,
würden in den Ruin getrieben.»
Aber auch die Betriebe mit ge-
wissen finanziellen Reserven für
kommende Investitionen wür-
den an den Rand der Existenzfä-
higkeit getrieben.

Die Initiative für Ernährungssou-
veränität der Bauerngewerk-
schaft Uniterre war am Dienstag
und am Donnerstag im National-
rat traktandiert. Die Diskussion
drehte sich jedoch nur am Rande
um sie, zu klar ist, dass sie im Rat
(und vermutlich auch im Volk)
keine Chance hat. Stattdessen
rechneten die Bauern und ihre
Verbündeten im Parlament mit
den Plänen des Bundesrats ab,
für neue Freihandelsabkommen
den Grenzschutz abzubauen. Be-
sonderes Gewicht hatte dabei na-
türlich das Wort des Bauernprä-
sidenten Markus Ritter, der kurz
nach der Publikation der bundes-
rätlichen Gesamtschau hatte ver-
lauten lassen, das Papier sei zu
schreddern und nur für den Pa-
pierkübel zu gebrauchen.

«1 Mrd. Erlös weniger»
Am Dienstag doppelte Ritter

nach. Er zitierte die bundesrätli-
che Gesamtschau: «Die Ausfüh-
rungen zum Abbau des Grenz-
schutzes mit Marktöffnung befin-
den sich auf den Seiten 53 bis 59.
Der Bundesrat bevorzugt das
mittlere Szenario mit einem Ab-
bau des Grenzschutzes gegen-
über der EU um 50%, wie der
Bundesrat auf Seite 59 in seinem
Fazit selber ausführt.» Die
Schweizer Landwirtschaft würde
damit 800 Mio. bis 1 Mrd. Fr.
Wertschöpfung für ihre Produkte
verlieren. Dies würde mehr oder
weniger direkt auf die Einkom-
men der Bauernfamilien durch-
schlagen, so Ritter. Das Sektor-
einkommen der Landwirtschaft
liege heute bei rund 2,9 Mrd. Fr.
Der Bundesrat gehe in seiner
Strategie von einem Sektorein-
kommen von 2,3 Milliarden Fr.
aus. «Dies wäre ein enormer und
nicht zu verkraftender Einkom-
mensverlust für die Bauernfami-

GRENZSCHUTZ: Der Agrarminister musste in der Parlamentsdebatte unten durch und gab dann zurück

Mit den Plänen des Bun-
desrates, den Grenzschutz
um die Hälfte abzubauen
und das Verschwinden
von fast 1400 Betrieben
pro Jahr zu forcieren, geht
Bauernverbandspräsident
Markus Ritter unvermin-
dert hart ins Gericht.
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lien!» Die Ausführungen zu Kos-
tensenkungen seien nicht greif-
bar, die Kompensationszahlun-
gen sollten schon in fünf Jahren
bei null liegen. Weil die Einnah-
men aus Zöllen kleiner wären,
solle die Mehrwertsteuer erhöht
werden. «Damit das Gesamtein-
kommen für die Bauernfamilien
gleich bleiben kann, will der Bun-
desrat den wirtschaftlichen
Druck so erhöhen, dass der
Strukturwandel um 40% gestei-
gert werden kann.»

«12000 Betriebe weniger»
Von jährlich 1700 Betrieben,

die im Generationenwechsel
weitergegeben werden könnten,
sollten nicht nur die Hälfte, son-
dern drei Viertel oder 1370 Be-
triebe pro Jahr aufgegeben wer-
den. «Das Bauernsterben soll die
Lösung bringen, für kleine und
mittlere Betriebe soll kein Platz
mehr sein in diesem Land», kons-
tatierte Ritter, bevor er rhetorisch
in den fünften Gang schalte-
te: «Hat es je eine Strategie des
Bundesrates gegeben, in der das
wirtschaftliche Aus von Tausen-
den von KMUs – in zehn Jahren

über 12000 Betriebe – das Ziel
war? Ich glaube kaum. Auch die-
sem Bundesrat wäre eine Welle
der Empörung entgegengeschla-
gen. Dies ist ein Affront, ein Skan-
dal gegenüber all den fleissigen
Bauernfamilien, die täglich hart
arbeiten, gesunde Lebensmittel
produzieren, die Landschaft pfle-
gen, sich um Tiere und Pflanzen
kümmern und sehr bescheiden
mit wenig Geld auskommen.»

«Das ist Blödsinn!»
Am Donnerstag antwortete

Landwirtschaftsminister Johann
Schneider-Ammann. Er war
sichtlich aufgebracht: «Ich ak-
zeptiere nicht, wenn man mir und
dem Bundesrat noch einmal vor-
wirft, wir wollten den Tod der
Landwirtschaft – einen grösseren
Blödsinn können Sie ja gar nicht
auftischen!» Wahrscheinlich be-
zog er sich dabei auf Voten wie
dasjenige von Landwirt Marcel
Dettling (SVP, SZ): «Bauernfa-
milien, die tagtäglich ihr Bestes
geben, um einwandfreie Produk-
te zu erzeugen, die täglich ihre
Tiere und nicht zuletzt unsere
schöne Landschaft pflegen, wer-

den hier vom Bundesrat bewusst
auf die Schlachtbank geführt.»
Ganz sicher zielte Schneider-
Ammann aber auf den Bauern-
verband, als er sagte: «Ich akzep-
tiere nicht, wenn der Dialog ver-
weigert wird. Es braucht schon
einiges, dass man, wenn man ein
Papier in die Hände bekommt,
das von Profis erarbeitet und von
der obersten Landesregierung
freigegeben wurde, ohne viel Zeit
in dieses Papier zu investieren,
zur Aussage kommt, das wäre
nichts wert und man würde gar
nicht darüber reden wollen.» Er
akzeptiere nicht, wenn eine
Branche die Eigeninteressen
über die Interessen der gesamten
Wirtschaft mit ihren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern stelle.
Das gelte nicht nur für die Land-
wirtschaft.

Droht mit Nichteinladung
«Ich akzeptiere nicht, wenn

der neue Verfassungsartikel Er-
nährungssicherheit, den ich un-
terstützt und verteidigt habe, wis-
sentlich und willentlich falsch in-
terpretiert und missbraucht wird,
um den Bundesrat in der Land-

wirtschaftspolitik mundtot ma-
chen zu wollen.» Laut dem Bun-
desrat wird mit den Plänen für
neue Freihandelsabkommen
bloss der Buchstabe d des neuen
Verfassungsartikels zur Ernäh-
rungssicherheit umgesetzt, wo
ausdrücklich von Handelsbezie-
hungen die Rede ist. Er warf den
Bauernpolitikern auch Falsch-
aussagen vor, einige nannte er
namentlich. Doch hier vermoch-
te der Bundesrat den Bauernver-
bandspräsidenten nicht anzu-
greifen, denn der hatte sich ganz
eng an den Bericht des Bundes-
rats gehalten. Doch Johann
Schneider-Ammann drohte indi-
rekt, Markus Ritter von wichti-
gen Gesprächen auszusper-
ren: «Ich werde auch den ange-
kündigten runden Tisch organi-
sieren. Eingeladen werden dann
jene Vertreter der Landwirt-
schaft, die korrekt diskutieren
wollen, die bereit sind, sich den
Vertretern der anderen Wirt-
schaftssektoren – Textilindustrie,
MEM-Industrie, Pharma, Ban-
ken – zu stellen, und die nicht nur
auf dem Bundesrat herumha-
cken.»
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Der Berner Bauernverband und
die Aaremilch AG sind gegen-
wärtig dabei, ihre Arbeitstei-
lung neu zu organisieren. Aare-
milch AG soll in Zukunft An-
sprechpartner für Milchfragen
im Kanton Bern sein und die an-
geschlossenen Molkereimilch-
produzenten in der SMP vertre-
ten. Entsprechend hat der SMP-
Vorstand diese Woche laut einer
Mitteilung einstimmig dem Bei-
trittsgesuch von Aaremilch AG
entsprochen und wird der Dele-
giertenversammlung vom 18.
April 2018 empfehlen, Aare-
milch AG als Mitglied der SMP
aufzunehmen. Gleichzeitig
wird der Berner Bauernverband
als Mitglied der SMP ausschei-
den. Die Aaremilch AG wird
entsprechende Strukturen
schaffen, um alle angeschlosse-
nen Milchproduzenten (Molke-
rei- und Käsereimilch) nach
dem genossenschaftlichen Ge-
dankengut der Selbsthilfe ein-
zubringen und zu vertreten. sal

Im Schweizer Wald wird weni-
ger Holz genutzt als nach-
wächst, und der einheimische,
erneuerbare und klimafreundli-
che Rohstoff Holz wird nicht
optimal verwendet. Eine Folge
sind dunkle und dichte Wälder,
die oft weniger stabil sind. Der
Bundesrat hat laut einer Mittei-
lung am 8. Dezember 2017 den
Bericht «Optimierung der
Waldnutzung» gutgeheissen.
Der Bericht erfüllt ein Postulat
von Nationalrat Beat Jans (SP,
BS) und zeigt, mit welchen
Massnahmen die vollständige
Nutzung der Holzmengen er-
reicht werden kann: Einerseits
könnten bei Waldpflege und
Holzernte Kosten reduziert
werden, zum Beispiel durch ef-
fizientere Abläufe oder eine op-
timierte Erschliessung. Ande-
rerseits könne die Nachfrage
nach Holz angeregt werden, in-
dem beispielsweise die Konsu-
mentinnen und Konsumenten
für dessen Vorteile sensibilisiert
würden. sal

Die vom Bundesrat gewollte
Kürzung um 84 Millionen Fran-
ken fürs Jahr 2018 konnte das
Parlament verhindern, am
Dienstag schloss sich diesbe-
züglich der Ständerat dem Nati-
onalrat an. Trotzdem wird bei
den Bauern gespart: Denn der
Nationalrat lenkte nun bei einer
Reihe anderer Agrarposten ein.
Insbesondere wird auf eine Auf-
stockung für landwirtschaftli-
che Strukturverbesserungen
(6,6 Millionen Franken), für In-
vestitionskredite (1,2 Millionen
Franken), für Forschungsbei-
träge (0,427 Millionen Franken)
und für das Beratungswesen
(0,34 Millionen Franken) ver-
zichtet. Eine letzte Differenz bei
den Landwirtschaftsgeldern
verbleibt: So will die grosse
Kammer im Gegensatz zum
Ständerat die Beiträge für die
Qualitätssicherung Milch nicht
auf null zurückfahren, sondern
bei 3,046 Millionen Franken be-
lassen. Der Entscheid fiel mit
112 zu 79 Stimmen bei einer
Enthaltung. Die Schweizer
Milchproduzenten (SMP) ver-
urteilen das aktuelle Ränkespiel
in der Budgetdebatte auf dem
Buckel der Milchproduzenten.
Sie betonen, dass mit der Milch-
prüfung einige zentrale öffentli-
che Zielsetzungen erreicht wer-
den. sda/sal
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«Betriebe würden in den Ruin getrieben»

Der Schlagabtausch geht weiter

Aaremilch soll SMP-
Mitglied werden

Wie der Wald besser
genutzt werden kann

Bei den Bauern
wird doch gespart

Duri Campell (BDP, GR), Karl Vogler (CSP, OW) und Albert Rösti (SVP, BE) erinnerten an die Lage der Bergbauern. (Bild: vc)

Markus Ritter kritisierte den Bundesrat. (Bild: Keystone ) Johann Schneider hörte irritiert zu. (Bild: Keystone )


